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// Im Blickpunkth

Auch alle neueren Prognosen f�r die wirtschaftliche Entwicklung gehen von einer Vertiefung der weltweiten Krise mit

gravierenden Auftrags- und Absatzeinbr�chen aus. BMAS, DGB und BDA vereinbarten vor diesem Hintergrund das „Kurz-

arbeitergeld plus“: Wenn in einem Unternehmen bereits sechs Monate Kurzarbeit geleistet worden sind, soll der Betrieb

danach vollst�ndig von den Sozialversicherungsbeitr�gen entlastet werden. Die Rahmenbedingungen sollen so gestaltet

werden, dass eine Unterbrechung der Kurzarbeit in einzelnen Betriebsteilen keine neuerliche Beantragung notwendig

macht (vgl. zur Kurzarbeit die Aufs�tze von Cohnen/R�ger in BB 2009, 46, und Bauer/G�nther in BB 2009, 662).

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Martin Kock, RA

und FAArbR, Generali

Deutschland Holding AG

Amtsblatt zum Fr�hst�ck

Nur kurz nach der EuGH-Entscheidung

„Schultz-Hoff“ entschied nun auch das BAG

(9 AZR 128/09, // BB-Online BBl 2009-1181-1),

dass krankheitsbedingt nicht genommener Er-

holungsurlaub nicht mehr am 31.3. des Folge-

jahresverf�llt undvollzogdamiteine180-Grad-

Wendung seiner seit 1982 bestehenden an-

derslautendenRechtsprechung.BeidenArbeit-

gebernstehenbereitsdie langzeitigerkrankten

(Ex-)Arbeitnehmer Schlange und fordern ihren

UrlaubausdenvergangenenJahrenein.

Das BAG gew�hrt Arbeitgebern zwar Vertrau-

ensschutz, wenn sie den Urlaub in Anwen-

dung der bisherigen Rechtsprechung gestri-

chen haben – aber nur bis zum Bekanntwer-

den des dem EuGH-Urteil vorangegangenen

Vorlagebeschlusses des LAG D�sseldorf vom

August 2006. Ab diesem Zeitpunkt h�tten

deutsche Arbeitgeber damit rechnen m�ssen,

dass der EuGH zumVerfall von Urlaubsanspr�-

chen eine andere Meinung haben k�nnte. Als

es um die ge�nderte Auslegung der Massen-

entlassungsanzeige aufgrund der EuGH-Ent-

scheidung „Junk“ ging, war das BAG noch an-

derer Meinung: Der Vorlagebeschluss habe

das Vertrauen in die bisherige Rechtspre-

chung des BAG nicht relevant ersch�ttern

k�nnen. Jedenfalls br�uchte man sich durch

die Entscheidung eines einzelnen Arbeitsge-

richts noch nicht in seinem Vertrauen auf die

Maßgeblichkeit einer bisher gefestigten st�n-

digen Rechtsprechung und Verwaltungspra-

xis irritieren lassen (vgl. BB 2006, 1971).

Fazit: Arbeitgeber sind �berfordert, wenn sie

auch noch die Entscheidungen von Instanzge-

richten kennenm�ssen. Angesichts der aktuel-

len Entscheidung wird ihnen allerdings nichts

anderes �brig bleiben. Vorlagebeschl�sse wer-

den �brigens im Amtsblatt der EU ver�ffent-

licht. IchempfehlediesespannendeLekt�rezu-

k�nftig zumFr�hst�ck. Alternativhilft nat�rlich

aucheinBlick inden„Betriebs-Berater“,umf�n-

dig zuwerden (Glaser/L�ders, BB 2006, 2690).

Entscheidungen
BAG:VerschuldendesProzessbevollm�chtigten

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

11.12.2008 – 2 AZR 472/08 – wie folgt: Aufgrund

der ab 1.4.2008 in Kraft getretenen Neufassung

des § 5 Abs. 4 KSchG muss ein LAG nach diesem

Datum nach den Grunds�tzen des intertempora-

len Prozessrechts �ber die sofortige Beschwerde

durch Urteil entscheiden. Das Verschulden eines

Bevollm�chtigten an der Vers�umung der gesetz-

lichen Klagefrist (§ 4 S. 1 KSchG) bei einer K�ndi-

gungsschutzklage ist dem klagenden Arbeitneh-

mer nach § 85 Abs. 2 ZPO zuzurechnen. Die An-

wendung des § 85 Abs. 2 ZPO ist nicht auf be-

stimmte Typen prozessualer Fristen beschr�nkt.

Die Regelung erfasst auch solche Fristen, die erst-

malig den Zugang zumGericht er�ffnen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1181-2

unterwww.betriebs-berater.de

Vgl. hierzu demn�chst den Kommentar von

Schmid

BAG: Zustimmungsverweigerung per E-Mail

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

10.3.2009 – 1 ABR 93/07 – wie folgt: F�r die Erf�l-

lung des Schriftlichkeitsgebots des § 99 Abs. 3

S. 1 BetrVG gen�gt eine Mitteilung per E-Mail,

wenn diese den Erfordernissen der Textform nach

§ 126b BGB entspricht. Unrichtige, aber nicht of-

fensichtlich falsche Angaben �ber die tarifliche

Verg�tung in einer betrieblichen Stellenaus-

schreibung berechtigen den Betriebsrat nicht, die

Zustimmung zur Einstellung eines Bewerbers

nach § 99 Abs. 2 Nr. 5 BetrVG zu verweigern.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1181-3

unterwww.betriebs-berater.de

Vgl. hierzu demn�chst die Kommentierung

von Simon

LAG K�ln: Zust�ndigkeit der Einigungsstelle

Das LAG entschied in seinem Beschluss vom

2.3.2009 – 2 TaBV 111/08 – wie folgt: Die Eini-

gungsstelle nach§ 109BetrVG ist dannoffensicht-

lich unzust�ndig, wenn mangels konkretem Aus-

kunftsverlangen nicht feststellbar ist, ob �ber-

haupt eine Meinungsverschiedenheit �ber die

Auskunftsverpflichtung gegeben ist. Unzust�ndig

ist die Einigungsstelle auch, soweit lediglich die

Feststellung eines in derVergangenheit liegenden

Tatbestandsbegehrtwird.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1181-4

unterwww.betriebs-berater.de

LAG K�ln: AGG bei Stellenanzeigen

Das LAG entschied in seinemUrteil vom21.1.2009

– 3 Sa 1369/08 – wie folgt: Ver�ffentlicht ein Ar-

beitgeber �ber einen l�ngeren Zeitraum eine gr�-

ßere Anzahl von Stellenanzeigen und unterl�sst er

dabei in Einzelf�llen den Hinweis auf erw�nschte

Bewerbungen schwerbehinderter Menschen, so

stellt dies kein im Rahmen des § 22 AGG erhebli-

ches Indiz f�reindiskriminierendesVerhaltendar.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-1181-5

unter www.betriebs-berater.de

LAG Berlin: Diskriminierung wegen

ethnischer Herkunft

Das LAG entschied in seinemUrteil vom11.2.2009

– 55Ca 16952/08 –wie folgt: Erh�lt eine Bewerbe-

rin auf einen ausgeschriebenen Arbeitsplatz fr�h-

zeitig eineAbsage,weil sie keine deutscheMutter-

sprachlerin sei, hat die die Auswahlentscheidung

treffende Person eine Indiztatsache i.S. v. § 22

AGG f�r eine Diskriminierung der Bewerberin we-

gen derer ethnischer Herkunft gesetzt. Dies gilt

auch dann, wenn perfekte Deutschkenntnisse in

Wort und Schrift zwingendeVoraussetzung f�rdie

BesetzungderStelle sind.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-1181-6

unter www.betriebs-berater.de
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